




Kurz vor der Europawahl hatten wir im Landtag eine sogenannte „Aktuelle 
Debatte“ zum Europäischen Binnenmarkt, zu der ich als wirtschaftspoliti-
sche Sprecherin der SPD-Fraktion gesprochen habe. 
Die Wirtschaft unseres Bundeslandes profitiert erheblich von der Globali-
sierung. Die Exportquote in Rheinland-Pfalz lag im Jahr 2018 bei 57,6 %. 
Demnach erwirtschafteten die Industriebetriebe im vergangenen Jahr fast 
60% ihrer Umsätze im Ausland. Acht der zehn wichtigsten Handelspartner 
sind EU-Länder (inklusive Großbritannien). 
Der europäische Binnenmarkt ist in Rheinland-Pfalz sowohl für mittelstän-
dige Betriebe als auch für Großkonzerne wie die BASF, für das Handwerk 
genauso wie für die Industrie ein Garant für Wachstum und Wohlstand. 
Dass populistische Parteien wie die AfD glauben, es ginge auch national 
und Deutschland am liebsten wieder abschotten wollen, ist absolut un-
verantwortlich!
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NEUES AUS DEM LANDTAG

Koblenzer Wochen der Demokratie und meine Veranstaltung zur Parité

Am 6. Mai fand die Auftaktveranstaltung der zweiten 
„Koblenzer Wochen der Demokratie“ statt. Die unter 
der Schirmherrschaft der rheinland-pfälzischen Minis-
terpräsidentin, Malu Dreyer, stehende Programmreihe 
mit dem Motto „Wozu Demokratie? Weil wir die Wahl 
haben!“ hat das Ziel, eine Auseinandersetzung mit der 
demokratischen Kultur anzuregen. 
Für mich war die Beteiligung an der Veranstaltungsrei-
he selbstverständlich. Da wir 2019 den 100. Geburtstag 
des Frauenwahlrechts feiern, entschied ich mich, eine 
Veranstaltung zum Thema Parité oder Parität anzu-
bieten. Unter diesem Begriff versteht man die gleich-
berechtigte Vertretung von Männern und Frauen in 
der Politik. Obwohl Frauen seit hundert Jahren wählen 

dürfen und sich an allen gesellschaftlichen Vorgängen 
beteiligen, sind sie in den Parlamenten deutlich unter-
repräsentiert. Die männerdominierten Parlamente 
spiegeln daher die deutsche Gesellschaft nicht wider. 
Einige Bundesländer wollen wie Brandenburg ein Pari-
té-Gesetz auf den Weg bringen, das den Frauenanteil 
in den Parlamenten erhöht. Die SPD und andere linke 
Parteien gehen bereits bei der Listenaufstellung selbst-
verpflichtend vor und besetzen jeden zweiten Posten 
weiblich. Wie realistisch es ist, dass dieses Verfahren 
für alle Parteien verbindlich wird, habe ich mit interes-
sierten Teilnehmerinnen nach einem Impulsvortrag der 
Bonner Juristin  Andrea Rupp am 10. Mai diskutiert. 








